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D
ie wiedergewählte rot-grü-
ne Koalition will die Kom-
petenzen für die erneuerbaren 
Energien vom Wirtschafts- ins 
Umweltministerium verlagern. Die 
damit verbundene Aufspaltung der 
Ressortzuständigkeit für die Ener-
giepolitik widerspricht den Grund-
sätzen einer vernünftigen Teilung 
von Verantwortlichkeiten und ver-
heißt deshalb nichts Gutes. Zu die-
sen Grundsätzen gehört, daß die 
Kompetenz für die Entscheidung 
konkurrierender Alternativen - z.B. 
zwischen fossilen und regenera-
tiven Energieträgern - wie bisher   
in einem Ministerium internalisiert 
werden. Nunmehr wird dieser 
Konﬂ  ikt externalisiert. Künftig kon-
kurrieren zwei Minister - zusammen 
mit ihrer jeweiligen Lobby - um den 
Vorrang der von ihnen vertretenen 
Alternativen. Für die Energiepolitik 
heißt dies: Der künftige Arbeits- 
und Wirtschaftsminister wird die 
Subventionen für die Steinkohle, 
der Umweltminister dagegen die 
Subventionen für die Windkraft und 
die Solarenergie zu verteidigen und 
auszuweiten versuchen. Einen sol-
chen Luxus kann sich eine Regie-
rung nur leisten, wenn sie aus dem 
Vollen schöpfen kann.
Dies war auf dem Gebiet der 
Stromversorgung bislang der Fall. 
Die Kombination aus Überkapazitä-
ten, billiger Atomenergie und Libe-
ralisierung des Strommarktes ließ 
- vor allem für die Industriekunden, 
aber auch für die Privatkunden - die 
Strompreise sinken. Inzwischen 
hat sich diese Tendenz allerdings 
umgekehrt, und zwar aufgrund 
energiepolitischer Entscheidungen. 
Hierzu gehört zum einen die im 
Rahmen der Ökosteuer eingeführte 
Stromsteuer, die nach der letzten 
Stufe im Jahr 2003 mit 2 Cent den 
Kilowattpreis für Privatkunden um 
rund ein Sechstel erhöht. Zum an-
deren schlägt der Ausbau regene-
rativer Stromquellen immer stärker 
auf die Stromrechnung durch. So 
müssen die Stromversorger den 
Anbietern von Strom aus Windkraft 
in den ersten fünf Jahren nach Be-
ginn der Einspeisung über 9 ct/kwh 
und danach 6 ct/kwh vergüten; für 
Solarstrom beträgt der Einspei-
sungspreis sogar 46 ct/kwh. Diese 
Kosten werden auf den Strompreis 
umgelegt. Auch wenn die Einspei-
sungspreise für neue Anlagen nach 
dem geltenden Gesetz pro Jahr 
um 1,5% abgesenkt werden, wird 
die Erhöhung des Anteils dieser 
Energiequellen die Endpreise kon-
tinuierlich steigen lassen. Daß die 
Stromversorger die Mehrkosten 
auch tatsächlich an den Endver-
braucher weitergeben können, 
wird um so wahrscheinlicher, je 
mehr die gegenwärtig in Europa 
bestehenden Überkapazitäten mit 
dem Ausstieg aus der Kernenergie 
beseitigt werden. 
Auch wenn die alten Subventi-
onen an den Steinkohlenbergbau 
bis 2005 - wie derzeit noch ge-
plant - um 1,5 Mrd € auf 2,8 Mrd 
€ zurückgeführt werden, wird das 
Subventionsvolumen für Energie 
insgesamt voraussichtlich auf über 
7 Mrd € ansteigen und damit um 
ein Viertel höher sein als im Jahr 
2000. Angesichts dieser Dimension 
hätte die Energiepolitik darauf zu 
achten, daß genügend Anreize zur 
Kostensenkung vorhanden sind. 
Hier bestehen erhebliche Zweifel. 
Die Förderung der neuen Energie-
quellen erfolgt nach dem Muster 
der früheren Subventionierung der 
Steinkohle, die zunächst über den 
„Kohlepfennig“ von den Stromkun-
den aufgebracht wurde. Seitdem 
das Bundesverfassungsgericht die-
se Prozedur als grundgesetzwidrig 
erklärt hat, ﬂ   ießen die Subventio-
nen aus dem Bundeshaushalt. Die 
Subventionierung der erneuer-
baren Energien durch gesetzlich 
vorgegebene hohe Einspeisungs-
preise und durch die Verpﬂ  ichtung 
der heimischen Stromversorger, 
sich an den Kosten gemeinsam 
zu beteiligen, wurde dagegen vom 
Europäischen Gerichtshof nicht als 
Verstoß gegen das Beihilfeverbot 
in der EU beanstandet, und zwar 
aus dem formalen Grund, daß als 
Beihilfen nur vom Staat gewährte 
Vergünstigungen anerkannt wer-
den. Damit sind die Anbieter von 
erneuerbaren Energien nicht nur 
vor dem Wettbewerb geschützt, 
sondern unterliegen auch nicht der 
Budgetkontrolle. 
Studiert man die Prospekte 
der Investmentbranche, dann 
herrscht bei erneuerbaren Ener-
gien inzwischen Goldgräberstim-
mung. Es besteht die Gefahr von 
Kapitalfehllenkung wie seinerzeit 
bei den Bauherrenmodellen. Die 
Wahrscheinlichkeit, daß die Politik 
solchen Fehlentwicklungen recht-
zeitig gegensteuert, ist mit der 
Aufspaltung der energiepolitischen 
Kompetenzen geschwunden. 
Sicheres Anzeichen hierfür ist, 
daß die Branche und ihr Minister 
inzwischen mit den neu geschaf-
fenen Arbeitsplätzen werben. Die 
partialanalytische Werbung mit 
Arbeitsplätzen war immer schon 
Ökonomie im Kopfstand, denn sie 
besagt, ein Instrument sei um so 
besser, je mehr es kostet. 
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